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Emotionen um Nachverdichtung
Ein Antrag in Sachen Waldstadt führt zu Populismus-Vorwürfen

Das Thema Nachverdichtung ist in
mehreren Stadtteilen virulent. Beson-
ders groß ist der Ärger in der Waldstadt
wegen einer als viel zu groß empfunde-
nen angedachten Bebauung in der Kol-
berger Straße. Vor der Gemeinderats-
sitzung gab es auch eine Protestkund-
gebung von Nachverdichtungsgegnern.
Kult, FDP, Freie Wähler und Für Karls-
ruhe hatten nun beantragt, die geplante
Bebauung in der Kolberger Straße 3–5
abzustufen: Auf dem ehemaligen Tank-
stellengelände soll die Höhe auf maxi-
mal drei Stockwerke, auf dem ehemali-
gen Garagenhof auf maximal vier
Stockwerke und ab der Kurve in östli-
cher Richtung auf maximal fünf Stock-
werke begrenzt werden. Außerdem sol-
len die Abstände zu den bestehenden
Wohnbebauungen vergrößert werden.
„Wir haben die Sorgen und Ängste der
Bürger aufgegriffen“, so Lüppo Cra-
mer, Fraktionsvorsitzender der Kult.

Bei den anderen Fraktionen löste dieser
Antrag heftige Reaktionen aus. „Dieser
Antrag ist wahlkampfgetrieben und an
Populismus nicht mehr zu überbieten“,
schimpfte CDU-Stadtrat Sven Maier.
„Wir waren alle im Gespräch mit den
Bürgern.“ Der CDU sei ebenfalls klar,
dass „so wie es geplant ist, nicht gehen
kann“. Doch der Antrag streue den
Bürgern Sand in die Augen, zumal der
Runde Tisch bereits für die kommende
Woche terminiert sei. Kritik gab es
auch vonMichael Zeh (SPD), er verwies
ebenfalls auf die Gespräche mit den
Bürgern. Und natürlich müssten Kom-
promisse gemacht werden.

Auch Johannes Honné (Grüne) nannte
den Antrag „populistisch“. Was die An-
tragsteller vorgeschlagen hätten, wür-
de doch nun im Verfahren geprüft. Tho-

mas Hock (FDP) wies heftig den Vor-
wurf des Populismus zurück und erin-
nerte die CDU an ihren Rheinbrücken-
antrag in der vergangenen Sitzung.
„Wir wollen zusammen mit den Bür-

gern eine verträgliche Lösung.“ Friede-
mann Kalmbach (Für Karlsruhe) sah
beim Bürger eine entstehende Politik-
verdrossenheit, erinnerte an die De-
batten vor Jahren mit dem Bürger in
der Waldstadt über die sogenannte
Rahmenplanung. „Und dann wird es
doch anders gemacht.“ Auch Paul
Schmidt (AfD) unterstützte den An-
trag. Den Ärger der Bürger in der
Waldstadt könne er verstehen – „die
Bürger dort durften noch nicht einmal
ein halbes Stockwerk auf ihr Haus auf-
stocken“.
Allerdings kam es nicht zur Abstim-
mung, die Mehrheit verwies den Antrag

in den Planungsausschuss, was wieder-
um bei den Antragsstellern zu heftiger
Kritik führte. Zu dem Runden Tisch
sollen Vertretungen der Fraktionen, der
Bürgerinitiative Kolberger Straße und
des Bürgervereins Waldstadt eingela-
den werden. OB Frank Mentrup räumte
ein, dass man eine „Lernkurve“ mache,
was Beteiligungsprozesse angehe.
„Aber auch bisher war das schon ein
vernünftiger Prozess“. Er wehrte sich
aber gegen überzogene Vorwürfe. „Soll
man nicht auf einem Garagenhof auch
eine sechs- bis achtgeschossige Bebau-
ung planen können?“ Man müsse
Grundstück für Grundstück, Stadtteil
für Stadtteil diskutieren, wo Nachver-
dichtung noch möglich ist. Für ihn sei
nicht die Nachverdichtungsdebatte die
zentrale Debatte in der Stadt, sondern
die Frage der Wohnungsnot, konterte er
auf eine Bemerkung von Tom Høyem
(FDP). Theo Westermann

„Paradigmenwechsel“
bei den Kitagebühren

Eltern sollen in Karlsruhe künftig weniger bezahlen

Von unserem Redaktionsmitglied
Tina Kampf

In Karlsruhe sollen die Zeiten der alle
paar Jahre steigenden Kitagebühren
vorbei sein: Der Gemeinderat hat am
Dienstag beschlossen, Eltern in den
nächsten Jahren in diesem Punkt viel-
mehr finanziell zu entlasten – was Red-
ner mehrerer Fraktionen als „Paradig-
menwechsel“ und „zukunftsweisende
Entscheidung“ be-
zeichneten. Als
Endziel steht dabei
eine komplette
Beitragsfreiheit im
Raum.
In einem ersten Schritt sollen ab dem
Kindergartenjahr 2019/2020 die Eltern-
beiträge in den Einrichtungen freier
Träger auf das Niveau der Beiträge in
den städtischen Gruppen abgesenkt
werden. Dafür wird der Erstkinderzu-
schuss angehoben, erklärt Sozialbürger-
meister Martin Lenz. Er geht davon aus,
dass damit schon zum nächsten Kita-
Jahr eine Reduzierung der Beiträge
möglich wird. Allerdings würden abseh-
bar einige Anbieter weiter über dem
städtischen Niveau liegen. Mit diesen
Trägern werde man in Verhandlungen
treten. Ein Einstieg in eine einkom-
mensabhängige Beitragsreduzierung ist
dann zum 1. September 2020 geplant.
Lenz betont: Schon jetzt wird für ein

Drittel der Kinder in Karlsruhe kein
Beitrag bezahlt, weil sie aufgrund der
Geschwisterregelung davon befreit sind.
Außerdem sei man in Karlsruhe bundes-
weit Spitze beim Betreuungsschlüssel.
Den Ausbau der Plätze nennt Lenz eine
Herkulesaufgabe.
Quantität und Qualität: Deren Bedeu-
tung betonten Redner mehrerer Fraktio-
nen. Bettina Meier-Augenstein von der
CDU sprach mit Blick auf den nun ge-

fassten Beschluss
von einem großen
Schritt zur weite-
ren Entlastung der
Familien. Man be-
wege sich schon

jetzt beim Angebot auf einem guten Ni-
veau undmüsse die Struktur weiter aus-
bauen. „Wir können nicht nur KSC-Sta-
dion, sondern auch Kinderbetreuung“,
erklärte Renate Rastätter von den Grü-
nen. Sie verwies auf die Herausforde-
rungen, die Inklusion mit sich bringe.
Dem stimmte Lüppo Cramer von der
Kult-Fraktion zu: „Da müssen wir noch
dicke Bretter bohren.“ Ziel sei es, eine
inklusive Stadt zu werden.
Yvette Melchien von der SPD versi-
cherte, es sei für ihre Fraktion klar, dass
Kitas als elementare Orte der frühkind-
lichen Bildung beitragsfrei sei müssten.
Karlsruhe müsse Vorbild sein und in
Vorleistung gehen. Es sei ein Armuts-
zeugnis, dass das Land die Kommunen

auf diesem Weg nicht unterstütze. Land
und Bund sieht auch Oberbürgermeister
Frank Mentrup in der Pflicht. Ohne de-
ren Unterstützung sei eine komplette
Gebührenfreiheit kaum realistisch. Ak-
tuell investiert Karlsruhe fünf Millionen
Euro pro Jahr in den Paradigmenwech-

sel. Beschlossen wurde dies im Novem-
ber mit dem Doppelhaushalt – schon im
Mai wird nun also ein erster Schritt auf
dem Weg vollzogen.
Tom Høyem von der FDP verwies da-
rauf, dass die totale Beitragsfreiheit die
Stadt pro Jahr 20 Millionen kosten wür-

de. Der Liberale betonte: Seiner Frakti-
on sei es wichtig, die vielfältige Kita-
landschaft mit unterschiedlichen Trä-
gern und Profilen zu bewahren. Friede-
mann Kalmbach von „Für Karlsruhe“
sagte: „Warum sollen besser verdienen-
de Eltern nicht Beiträge bezahlen?“

Ein Drittel der Kinder
schon jetzt befreit

FÜR DIE BETREUUNG IHRER KINDER zahlen Eltern in Karlsruhe je nach Träger der Einrichtung unterschiedliche Gebühren. Künftig
sollen die Beiträge sinken und später wohl komplett abgeschafft werden. Foto: dpa

Hoffen auf
den Städtetag

nejo.Die Berufseinstiegsbegleitung für
Jugendliche mit besonderem Förderbe-
darf ist akut gefährdet. Die Unterstüt-
zung für die jungen Menschen wurde
bislang aus Mitteln der Bundesagentur
für Arbeit und des Europäischen Sozial-
fonds finanziert, letztere läuft zum Ende
dieses Schuljahres aus. Im Stadt- und
Landkreis nehmen aktuell 550 Schüler
an dem Programm teil, in Karlsruhe gibt
es das Projekt an der Pestalozzi-, Guten-
berg-, Vogesen- und Eichendorffschule,
an der Schule am Turmberg sowie an der
Ernst-Reuter- und der Drais-Gemein-
schaftsschule (die BNN berichteten).
Die Grünen fragten nun im Gemeinde-
rat nach, welchen Stellenwert die Stadt

dem Projekt beimisst, welche Möglich-
keiten sie sieht, sich etwa mit anderen
Kommunen im Land für die Weiterfüh-
rung einzusetzen und ob es bereits Ini-
tiativen des Städtetags gebe. Die Beglei-
tung und Förderung beginnt im achten
Schuljahr und endet im ersten Ausbil-
dungsjahr. „Aus Sicht der Schulen hat
sich diese ergänzende ganzheitliche
Förderung und Unterstützung sehr gut
bewährt und sollte unbedingt fortge-
setzt werden“, so die Grünen. Zwar sei-
en die Kommunen nicht unmittelbar zu-
ständig, die Fortführung aber im ge-
samtstädtischen Interesse.
Die Stadtverwaltung teilt diese Ein-
schätzung. Als Möglichkeit, sich für die
Weiterführung des Projekts einzusetzen,
sieht sie eine Anfrage an die Landesre-
gierung durch den Städtetag. Aufgrund
der Kulturhoheit der Länder seien Land
und Bund gemeinsam in der Verantwor-
tung. „Eine Abfrage der Bundesagentur
für Arbeit bei den Kultusministerien
zeigte jedoch, dass sich bislang nur der
Freistaat Bayern zur Sicherung der Be-
rufseinstiegsbegleitung bekennt“, weiß
man im Bürgermeisteramt. Noch gebe es
keine Initiative des Städtetages.

Berufseinstiegsbegleitung
ist weiter nicht gesichert

Warten auf die Oberstufe
Übergangslösung für Gemeinschaftsschulen angestrebt

nejo. Bei der beschlossenen gymnasia-
len Oberstufe für eine Karlsruher Ge-
meinschaftsschule (GMS) drücken die
Grünen aufs Tempo: Sie fragen an, wann
die Machbarkeitsstudie für den Neubau
an den infrage kommenden Ernst-Reu-
ter- oder Anne-Frank-GMS vorliegt.
Zudem möchte sie wissen, welche Pläne
es für eine Übergangslösung gibt, bis
der Neubau – an welchem der beiden
möglichen Standorte auch immer – fer-
tig ist. Nach den erforderlichen Bedin-
gungen und Verfahren könnte die Ober-
stufe in Oberreut zum Schuljahr
2020/21 und in der Waldstadt zum
Schuljahr 2021/22 starten. Bis dahin
wird allerdings noch kein Neubau fertig
sein. Nicht nur wegen der Bewerbungs-
fristen möchten die Grünen den Sach-
stand erfahren: „Auch die Eltern sowie
die Schulen selbst warten auf das Er-
gebnis der Machbarkeitsstudie und die

Entscheidung für eine Übergangslö-
sung“, erklären die Grünen.
Die Verwaltung verweist auf den
Schulbeirat am 15. November. Dort sei
die Oberstufe Thema und man werde
auch über Szenarien für eine Über-
gangslösung informieren. Für die Ernst-
Reuter-GMS sei ein externes Planungs-
büro mit der Prüfung beauftragt, ob die
Schule dauerhaft zu einer dreizügigen
Gemeinschaftsschule mit zweizügiger
Oberstufe ausgebaut werden könne. Das
Ergebnis gebe es frühestens im Sommer.
Für die Anne-Frank-Schule war keine
zusätzliche Studie erforderlich: Bereits
2017 gab es ein europaweites Vergabe-
verfahren mit Planungswettbewerb für
eine Erweiterung der Gemeinschafts-
schule, das dann wegen der neuen Über-
legungen eingestellt wurde. Das Pla-
nungsgrundstück habe definitiv auch
für eine zusätzliche Oberstufe Potenzial.

Neustart für Europafest
Die Kult-Fraktion überzeugt mit ihrem Vorstoß

Karlsruhe wird künftig wohl wieder
regelmäßig den Europatag feiern. Ein
entsprechender Antrag der Kult-
Fraktion stieß im Gemeinderat auf
breite Zustimmung. Europa könnte
womöglich nicht an seinen Feinden
scheitern, sondern an „Gleichgültig-
keit und Schläfrigkeit“, warnte Kult-
Stadtrat Michael Haug. Deshalb sei es
wichtig, den 9. Mai als Tag der Schu-
mann-Erklärung als Freudentag in
den Köpfen der Menschen zu veran-
kern und Europa mit Emotionen zu
verbinden. Sven Maier von der CDU
erklärte: „Das ist alter Wein in neuen
Schläuchen – aber sehr guter Wein.“
Die CDU habe
schon immer den
Europatag unter-
stützt, der jetzt
wichtiger denn je
sei. Parsa Marvi
von der SPD sagte:
„Dies ist eine sehr
gute Initiative der
Kult-Fraktion.“
Allerdings brau-
che es mehr als Be-
flaggung und Re-
den, die Veranstal-
tung müsse dann
auch Pep haben.
Zoe Mayer von den
Grünen versicher-
te: „Wir sind bren-
nende Befürworter
Europas und auch
der Idee, Europa
mehr in die Bevöl-
kerung zu brin-
gen.“ Tom Høyem
von der FDP sagte
„100 Prozent“ Un-
terstützung zu.
In Karlsruhe gab
es früher ein jähr-
liches Europafest.
2010 wurde im
Zuge des Sparkur-
ses entschieden,

dieses nur noch alle fünf Jahre zu den
Europawahlen abzuhalten. In diesem
Jahr sind die Aktivitäten Teil des Ver-
fassungsfestes am Wochenende vor
dem Urnengang. Zudem gibt es alle
zwei Jahre die Europäischen Kultur-
tage mit etwa 80 Veranstaltungen.
Die Verwaltung will nun nach dem
Verfassungsfest mit allen Akteuren –
auch Pulse of Europe – in den Dialog
treten und bis Jahresende ein Konzept
erarbeiten. Dabei wird auch eine Rol-
le spielen, dass der 9. Mai kein Feier-
tag ist. Und eines ist aus der Sicht der
Verwaltung klar: Ein Festakt im Rat-
haus mache kaum Sinn. Tina Kampf

EUROPA will Karlsruhe künftig mehr mit Emotionen ver-
binden. Foto: dpa

Debatte ums Klima
Begriff „Notstand“ scheidet allerdings die Geister

tw. Im Publikum verfolgen etwa 30
Schüler der Friday-for-Future-Bewe-
gung die Debatte, rollen kurzzeitig ein
Protestplakat aus. „Fünf vor 12 be-
deutet Klimanotstand“, so SPD-Stadt-
rat Raphael Fechler. Es gelte „Sorgen
und Ängste der Bevölkerung ernst neh-
men“, so Fechler. Die Stadt habe schon
vieles geschafft. Aber: „Wir brauchen
eine Resolution“. Die SPD forderte ein
Konzept zur jährlichen Bilanzierung der
CO2-Emissionen. Die Erklärung eines
ausdrücklichen „Klimanotstands“ für
Karlsruhe wollten die Grünen, damit
sollen für künftige Entscheidungen die
Auswirkungen auf das Klima überprüft
werden und umweltfreundliche Lösun-
gen bevorzugt werden. Der Begriff solle
nicht als ein „Notstand“ im rechtlichen
Sinne verstanden werden, so Zoe Mayer.
Vielmehr solle so die akute Bedrohung
anerkannt werden undMaßnahmen zum

Klimaschutz als eine Aufgabe höchster
Priorität eingeordnet werden. CDU-
Stadtrat Thomas Müller: „Wir müssen
mehr für Klimaschutz unternehmen“.
Er wollte dies im Ausschuss weiter dis-
kutieren. ErikWohlfeil (Kult) zeigte sich
pessimistisch: Man hätte schon viel
früher handeln müssen. Tom Høyem
(FDP) konterte: Der Klimawandel sei zu
ernst für eineWahlkampfdebatte. „Mar-
kige Worte wie Klimanotstand helfen
uns nicht weiter,“ so der Liberale. Der
parteilose Stadtrat Stefan Schmitt sah
eine „Angstmache“. AfD-Stadtrat Paul
Schmidt kritisierte den Atomausstieg.
OB Frank Mentrup verwies auf zahl-
reiche Maßnahmen in Sachen Klima-
schutz und CO2-Bilanzierung und ver-
sprach weitere Anstrengungen. Den Be-
griff „Klimanotstand“ halte er aber aus-
drücklich für Aktionismus. Das Thema
wird nun im Ausschuss weiterberaten.
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